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Legistik

Nov des EU-Abfallverbringungsregimes1)

Am 27. 6. 2014 ist die VO (EU) 660/2014 im ABl der EU (2014 L
189/135) kundgemacht worden. Sie verschärft das geltende EU-
Abfallverbringungsregime gem VO 1013/2006. Die neue VO ist
ab Anfang 2017 maßgeblich. Die MS haben verschärfte Kontrollen
durchzuführen und diesbezgl Pläne aufzustellen.

Verringerung nationaler Luftschadstoffe

Die EK schlägt für die Zeit ab 2020 bzw ab 2030 nationale Höchst-
mengen für die Emission bestimmter Luftschadstoffe vor und
dehnt die Grenzwerte auf weitere Luftschadstoffe aus. Die MS sol-
len nationale „Luftreinhalteprogramme“ erstellen. Diese müssen
Angaben über die vorgesehenen Maßnahmen zur Verringerung
von Luftschadstoffen enthalten. Außerdem sollen bis 2025 zu er-
reichende Zwischenziele eingeführt werden.2)

Nov des WRG ante portas3)

Am 12. 6. 2014 haben mehrere Abgeordnete des NR eine Nov zu
§ 22 WRG zur Diskussion gestellt (vgl IA 489/A 25. GP NR). Der
Umweltausschuss des NR hat den IA am 28. 6. 2014 mehrheitlich
„abgesegnet“. Aus der Begründung: „Aus § 22 WRG 1959 und der
dazu ergangenen Judikatur des [VwGH] folgt, dass Wasserbenut-
zungsrechte, wenn sie nicht mit dem Eigentum an der Liegenschaft
oder Betriebsanlage verbunden sind, persönliche und damit nicht
übertragbare Rechte sind. Demgegenüber bestimmt § 8 Abs 4 der
Stmk GemO, dass die Vereinigung von Gemeinden den vollständi-
gen Übergang der Rechte und Pflichten der betroffenen Gemeinden
auf die neue Gemeinde zur Folge hat. Im Interesse der Daseinsvor-
sorge soll diese Regelung eine Übertragung eines nicht ‚verdinglich-
ten‘ Wasserbenutzungsrechtes im Rahmen einer gemeinderechtlich
vorgesehenen Gesamtrechtsnachfolge ermöglichen.“ Der Umwelt-
ausschuss hat den Antrag gestellt, den IA zu beschließen.

Nov zum BVerG 20064)

Das BKA hat mit 30. 6. 2014 eine Nov des Anh XX des BVergG
2006 zur Begutachtung ausgesendet. Der Anh enthält Anforderun-
gen an die Energieeffizienz, die zentrale Auftraggeber gem Anh V
bei der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungsaufträgen im
Oberschwellenbereich gem § 80a BVergG zu beachten haben.

Judikatur

Spielberg neu: UVP-Pflicht?5)

Das BVwG sprach mit E v 17. 6. 2014, W 113 2006688–1/8E, aus,
dass für das Vorhaben Spielberg neu (Prüf- und Rennstrecke) die
Voraussetzungen für die Einleitung eines Feststellungsverfahrens
vorliegen würden; da in erster Instanz (vor der Stmk LReg) jedoch
lediglich Anrainer Anträge auf Einleitung eines Verfahrens gem
§ 3 Abs 7 UVP-G gestellt hatten, waren die Beschwerden an das
BVwG als unbegründet abzuweisen. Der Konsensinhaber brachte
für die Veranstaltung eines „Formel 1-Rennens im Juni 2014“ ei-
nen Antrag auf Bewilligung einer Kapazitätserweiterung bei der
zuständigen (Materien)Beh ein; diese genehmigte den Antrag nach

StVAG 2012. Damit brachte der Konsensinhaber klar seinen Um-
setzungswillen bezüglich des Vorhabens zum Ausdruck. Da die
genannte Bewilligung die Neuerrichtung und Abänderung beste-
hender (UVP-genehmigter) Anlagen umfasste, konnte aus Sicht
des BVwG aber nicht von vornherein ausgeschlossen werden, dass
die Veranstaltung der UVP-Pflicht unterliegt. In der Sache führte
der Sen umfassend aus, dass er die unionsrechtlichen Bedenken
gegen § 3 Abs 7 UVP-G nicht teilt. Vorsorglich wurde die ordent-
liche Revision an den VwGH zugelassen, weil nicht klar sei, ob der
VwGH seine Rspr zu § 3 Abs 7 UVP-G aufrechterhalten wird (vgl
zB das VorabE-Ersuchen zu VwGH 16. 10. 2013, 2012/04/0040 so-
wie VwGH 30. 1. 2014, 2010/05/0173).

Weiteres

Klimaschutz-Fortschrittsbericht des BMLFUW 2014

veröffentlicht6)

Im aktuellen Fortschrittsbericht des BMLFUW wird ausgeführt,
dass Österreich seine Klimaschutzziele bis 2020 möglichst ohne
weitere Ankäufe von Emissionszertifikaten erreichen will. Ohne
vermehrte Anstrengungen zur Reduktion der Treibhausgase
werde dies aber schwer machbar sein. Über die konkreten Maß-
nahmen zur Reduktion des CO2-Ausstoßes in die Atmosphäre
um bis zu 1,7 Mio Tonnen CO2-Äquivalent bis 2020 wollen sich
Bund und Länder noch heuer einigen. Das 2011 in Kraft getretene
KSG legt dabei zulässige Höchstmengen der Emissionen für ein-
zelne Sektoren fest. Am weitesten entfernt von den sektoralen Zie-
len der heimischen Klimastrategie sind dem BM zufolge 2012 die
Bereiche Verkehr und Industrie gewesen, übererfüllt wurden die
Ziele dagegen in den Sektoren Raumwärme und Abfallwirtschaft.

Umweltschutzleitlinien7)

Am 28. 6. 2014 wurde eine Mitteilung der EK über Leitlinien für
staatliche Umweltschutz- und Energiebeihilfen 2014–2020 im ABl
C der EU veröffentlicht (ABl 2014/200, 1–55). In diesen Leitlinien
legt die EK die Voraussetzungen dar, die Energie- und Umweltbei-
hilfen erfüllen müssen, damit sie nach Art 107 Abs 3 lit c AEUV als
mit dem Binnenmarkt vereinbar erachtet werden können.
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